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Mit diesen Regelungen soll der Streik als Kampfinstru- 
rnent in seiner Substanz getroffen und seine Schlagkraft 
entscheidend vermindert werden. Die Unternehmer erhal
ten größere Möglichkeiten, Streikbrecher in die Betriebe 
einzuschleusen. Vor allem aber werden die Rechte der 
Gewerkschaften beschnitten, durch eine globale Führung 
des Arbeitskampfes, die auch mittelbar beteiligte Betriebe 
erfaßt, ein möglichst günstiges Streikergebnis zu erreichen.

Auch mit der Einschränkung der Regelungen zum closed 
shop werden die Gewerkschaften empfindlich getroffen. 
Der Abschluß von closed shop-Vereinbarungen kann jetzt 
durch die Unternehmer immer dann verweigert werden, 
wenn sich nicht mindestens 80 Prozent der Werktätigen 
in geheimer Abstimmung dafür ausgesprochen haben. Be
reits bestehende closed shop-Vereinbarungen sollen in 
periodischen Abständen daraufhin überprüft werden, ob 
sie noch den aktuellen Erfordernissen entsprechen. Bei 
einer solchen „Überprüfung“ werden nicht wenige Unter
nehmer versuchen, sich von ihnen lästig gewordenen closed 
shop-Vereinbarungen zu befreien. Die Regelung des 
Employment Act ist auf die Schwächung der betrieblichen 
Gewerkschaftsorganisationen und damit gegen die Basis 
des gewerkschaftlichen Kampfes gerichtet.

Die Thatcher-Regierung behauptet, sie wolle mit ihren 
Maßnahmen eine „faire Balance zwischen den Rechten und 
Pflichten der Gewerkschaften“ herbeiführen. In Wirklich
keit geht es ihr darum, die gewerkschaftlichen Kampf
instrumente so stumpf zu machen, daß es den Monopolen 
leichtfällt, sich die Organisationen der Werktätigen unter
zuordnen. Sie wendet dabei zwar nicht die gleichen Metho
den an, die mit dem Industrial Relations Act von 1971 prak
tiziert wurden, sondern bemüht sich um ein elastischeres 
Vorgehen, wenngleich eine Verbindung zwischen beiden 
Gesetzen unverkennbar ist. Sie bietet den Gewerkschaften 
sogar finanzielle Zuwendungen, sofern sie sich bereit fin
den, innergewerkschaftliche Entscheidungen — wie solche 
über die Durchführung von Kampfaktionen oder Änderun
gen ihrer Satzung — einem bestimmten Abstimmungsver
fahren zu unterwerfen. Der Gewerkschaftsdachverband 
TUC betrachtet dieses Vorhaben als einen Anschlag auf die 
gewerkschaftliche Autonomie und hat alle ihm angeschlos
senen Gewerkschaftsverbände aufgefordert, den finanziel
len Verlockungen der Regierung nicht nachzugeben.22 Den
noch muß man damit rechnen, daß die Bemühungen der 
Regierung, in gewerkschaftliche Entscheidungsprozesse ein
zugreifen, fortgesetzt werden.

*

Die britischen Gewerkschaften sind entschlossen, dem von 
den reaktionärsten Kräften der Monopolbourgeoisie ausge
henden Anschlag auf ihre Rechte härtesten Widerstand ent
gegenzusetzen. Der TUC beschloß auf seiner Jahreskonfe
renz im September 1980, jede Zusammenarbeit mit der 
Regierung auf der Grundlage des Employment Act zu ver
weigern. Alle Gewerkschaftsverbände wurden aufgerufen, 
„gemeinsam und aktiv dieser ungerechten und gefährlichen 
Gesetzgebung entgegenzutreten sowie einen konsequenten 
und umfassenden Widerstand gegen jede weitere Ein
schränkung von Rechten der Gewerkschaften und ihrer 
Mitglieder zu organisieren“.24 Die entschiedene Haltung 
der Gewerkschaften in bezug auf den Employment Act ist 
ein Ausdruck der breiten, gegen die antisoziale Politik der 
Regierung gerichteten Bewegung unter den britischen Ar
beitern und Angestellten.

Daß ein solcher Widerstand notwendiger denn je ist, 
zeigen die Überlegungen der Thatcher-Regierung, es nicht 
bei dem Employment Act bewenden zu lassen, sondern eine 
generelle Gewerkschaftsreform einzuleiten. Deren wesent
lichste Seiten wurden der britischen Öffentlichkeit Anfang 
1981 in einem „Grünbuch“ unterbreitet. Sie gehen weit 
über den Employment Act hinaus und bezwecken eine Re
form an Haupt und Gliedern der Gewerkschaften. Das 
reaktionäre US-amerikanische Taft-Hartley-Gesetz steht

hier offensichtlich Pate, denn man will Kampfaktionen der 
Arbeiter unterbinden, wenn sie sich gegen das „nationale 
Interesse“ richten, man will das Streikpostenstehen prak
tisch beseitigen, eine zwingende Urabstimmung vor Aus
rufen eines Streiks einführen und den Unternehmern einen 
Anspruch gegen die Gewerkschaften zuerkennen, wenn bei 
Arbeitskämpfen Schaden entsteht.25

Diese Überlegungen sind gewissermaßen das Endziel 
einer großangelegten Offensive des imperialistischen Staa
tes und der Monopole gegen die demokratischen Rechte 
und den sozialen Besitzstand der Werktätigen. Diese Offen
sive ist nicht nur für Großbritannien charakteristisch, son
dern gegenwärtig in allen imperialistischen Ländern anzu
treffen. Sie ist ein Ausdruck der tiefen Erschütterungen des 
gesellschaftlichen Systems im Imperialismus.215 1 11
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